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Bremische Bürgerschaft (Landtag )
5 . Wahlperiode

Drucksachenabteilung I Mitteilungen und Antworten des Senats

Nr. 69

Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft (Landtag )
vom 28 . Februar 1961

Gesetz über Grunderwerbsteuerbefreiung für Vertriebene

Die Bürgerschaft (Landtag ) hat in ihrer Sitzung am
1 . Juni 1960 den Antrag betreffend das Gesetz über
Grunderwerbsteuerbefreiung für Vertriebene (Druck¬
sachenabteilung II Nr . 61 und 62 ) an die Finanzdepu¬
tation und an die Deputation für das Bauwesen zum
Bericht überwiesen .

Hierzu haben die Finanzdeputation am 11 . Oktober
1960 und die Deputation für das Bauwesen am 12 .
Januar 1961 folgenden Bericht beschlossen , dem sich
der Senat anschließt .

Bericht der Finanzdeputation und der Deputation für das Bauwesen

Grunderwerbsteuerbefreiung bzw . Grunderwerbsteu¬
erermäßigung für Vertriebene oder Heimatvertriebene
( § § 1 und 2 des Bundesvertriebenengesetzes — BGBl .
1957 I S . 1215) wird in Bremen seit 1950 auf Grund
der folgenden , durch Verfügungen des Oberfinanz¬
präsidenten Bremen vom 21 . Februar 1950 — S 4545
— 88 — St 2 — und vom 31 . Oktober 1950 — S 4545
— 92 — St 23 — getroffenen Regelung gewährt :

„ Um die Eingliederung der Flüchtlinge in das west¬
deutsche Wirtschaftsleben zu fördern , werden die
Finanzämter ermächtigt , auf Grund des § 131 AO
beim Übergang des Eigentums an inländischen
Grundstücken auf die im § 31 Ziffer 31 des Sofort¬
hilfegesetzes genannten Personen (Flüchtlinge ) die
Grunderwerbsteuer aus Billigkeitsgründen auf An¬
trag ganz oder zum Teil zu erlassen , wenn sämtliche
der nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt sind :

1 . Nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des Er¬
werbers muß die Erhebung der Grunderwerb¬
steuer als eine unbillige Härte erscheinen .

2 . Das Grundstück soll dem Flüchtling zur Schaffung
einer neuen Erwerbsgrundlage oder der Beschaf¬
fung von Wohnraum dienen , dessen Erstellung
sich in den für den sozialen Wohnungsbau gülti¬
gen Richtlinien bewegen muß . Der Schaffung
einer neuen '

Erwerbsgrundlage kann die Festi¬
gung einer vom Flüchtling bereits vor dem
Grundstückserwerb geschaffenen Erwerbsgrund¬
lage gleichgestellt werden .

3 . Der Wert der Gegenleistung ( § 10 Abs . 1 Grund¬
erwerbsteuergesetz ) oder der an dessen Stelle tre¬
tende Einheitswert ( § 10 Abs . 2 Grunderwerbsteuer¬
gesetz ) des gesamten von einem Erwerber allein
oder zusammen mit seinem Ehegatten oder min¬
derjährigen Kindern erstandenen Grundbesitzes
darf 50 000,— DM nicht übersteigen .

"

Ähnliche Billigkeitsregelungen bestehen in den
meisten anderen Bundesländern , zum Beispiel auch in
Niedersachsen . Die Preisgrenze von 50 000,— DM wird
in Übereinstimmung mit Niedersachsen im allgemeinen
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noch angewandt ; sie darf aber in besonders gelagerten
Fällen überschritten werden .

Eine weitere Möglichkeit der Grunderwerbsteuer¬
befreiung für Vertriebene und Heimatvertriebene be¬
steht auf Grund eines Erlasses des Senators für die
Finanzen vom 5 . März 1955 — 914 — S 4544 — St 31
— für die Personen , die aus der Landwirtschaft stam¬
men oder nach der Vertreibung überwiegend in der
Landwirtschaft tätig waren und gemäß § § 35 ff des
Bundesvertriebenengesetzes (BGBl . 1953 I S . 201 ) in
die Landwirtschaft eingegliedert werden . Entspre¬
chende Befreiungsbestimmungen bestehen auch in den
anderen Bundesländern .

Eine dem vorliegenden Gesetzentwurf entsprechende
Regelung besteht allein in Nordrhein -Westfalen .

Es ist im Hinblick auf die im Lande Bremen seit
1950 bestehende Billigkeitsregelung , die großzügig
gehandhabt wird , nicht erforderlich und auch nicht
zweckmäßig , die im Gesetzentwurf vorgesehene Grund¬
erwerbsteuerbefreiung einzuführen .

Die durch den Gesetzentwurf beabsichtigte Regelung
würde den bereits durch die Verfügungen des Ober¬
finanzpräsidenten Bremen vom 21 . Februar 1950 und
vom 31 . Oktober 1950 und durch den Erlaß des Senators
für die Finanzen vom 5 . März 1955 betroffenen Per¬
sonenkreis nur geringfügig erweitern . Bei den zusätz¬
lich betroffenen Personen würde es sich um solche
handeln , die wertvollere Grundstücke erwerben oder
die in guten Einkommensverhältnissen leben .

Die im Entwurf vorgesehene erweiterte Steuerbe¬
freiung würde im übrigen dazu führen , daß nicht unter
die Billigkeitsregelung von 1950 fallende Grundstücks¬
erwerbe , die in zeitlich weniger engem Zusammen¬
hang mit der Vertreibung stehen , jetzt steuerlich
besser behandelt würden als die bereits steuerlich er¬
ledigten Erwerbsvorgänge der vergangenen 15 Jahre .
Eine derartig unterschiedliche steuerliche Behandlung
von Grundstückserwerben ist immer unbefriedigend
und sollte vermieden werden .

Wirkliche Härtefälle fallen unter die seit 1950 be¬
stehende Billigkeitsregelung . In den übrigen Fällen ist
die Entrichtung der Grunderwerbsteuer zumutbar .
Schwierigkeiten haben sich auch insoweit in der Praxis
in Bremen nicht ergeben .

Die Finanzdeputation und die Deputation für das
Bauwesen empfehlen deshalb der Bürgerschaft (Land¬
tag ) , den Antrag abzulehnen .

Senator
Dr . Nolting - Hauff

Vorsitzender
der Finanzdeputation

A . Thill

stellvertr . Sprecher
der Finanzdeputation

für das Bauwesen

Senator
B a 1 c k e

Vorsitzender
der Deputation

für das Bauwesen

H . H i n n e r s

Sprecher
der Deputation

Carl Schünemann Bremen
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Hafenflächen ) BauabschnittI
5fraßen -u. Eisenbahn -TrassenJ

P/anungsgebief für den dndausbau

gez . Bortischeller
gez . Dr. Lampe
gez . Dr. Saiander
gez . Kuienkampff
gez . W. Haefker
gez . hioops
gez. Dr. Winckelmann
gez . Brwin H. Schneider
gez . H . Lehrmann
gez . Kohl mann
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